Freitag, 17. Oktober 

Bericht der Arbeitsgruppen

Arbeitskreis „Personenbezogene Dienstleistungen“, Emmanuelle Puissant, UPMF, Grenoble

„An dem Arbeitskreis zum Thema personenbezogene Dienstleistungen haben französische, italienische und spanische Gewerkschaftsmitglieder, Arbeitgeber aus der Sozialwirtschaft und eine Person der regionalen ANPE (Agentur für Arbeit) teilgenommen.    

Ich werde Ihnen meinen Bericht über den Arbeitskreis in zwei Schritten vortragen: zunächst die in Rhône-Alpes, in der Lombardei und in Katalonien gemachten übereinstimmenden Feststellungen hinsichtlich der Prekarität in diesem Sektor und danach die Lösungsansätze, die sich aus den anschließenden Beiträgen und der Diskussion herauskristallisiert haben.   

Einleitend zu meinen Ausführungen weise ich darauf hin, dass die in diesem Arbeitskreis geführten Gespräche  sich in erster Linie auf die häusliche Unterstützung hilfsbedürftiger Personen, also überwiegend ältere Menschen, Kinder und Behinderte bezogen. Den sogenannten „Komfortleistungen“ wurde kein spezielles Interesse gewidmet.    

1/Übereinstimmende Feststellungen

1. Ein starker Anstieg der Bedürfnisse bedingt durch 3 Kernfaktoren: 

· Die Überalterung der Bevölkerung und der Anstieg von Behinderungen sowie der sich daraus ergebende Verlust der Eigenständigkeit 

· Die anhaltend hohe Erwerbstätigkeit der Frauen 

· Das Phänomen der sozialen Abspaltung, der Ausgrenzung und der Marginalisierung. 

Durch diese 3 Faktoren erhöht sich der Bedarf an häuslichen Dienstleistungen erheblich. 

2. Ein Sektor, der durch einen hohen Anteil an informeller bzw. nicht deklarierter Arbeit gekennzeichnet ist, welcher durch verschiedene Versuche, die Kosten der deklarierten Dienstleistungen zu senken, verringert werden soll. Zielsetzung ist,  dass der Nutzer für eine deklarierte Dienstleistung nicht mehr Geld ausgeben muss als für eine nicht deklarierte Leistung.   

3. Eine fast ausschließlich durch Frauen geleistete Arbeit.

4. Eine nicht sichtbare oder vielmehr „unsichtbar“ gemachte Arbeit, so als ob es sich schlicht und einfach um eine Erweiterung der Hausarbeit handele, die man für sich selbst bei sich zuhause erledigt und für die Frauen eine natürliche Veranlagung hätten (Haushalt, Kochen, die Fähigkeit, mehrere Dinge gleichzeitig zu tun usw.).

5. Insgesamt schlechte Arbeitsbedingungen: gestückelte, instabile Teilzeitarbeit mit oftmals wenigen Stunden (was eine hohe zeitliche Verfügbarkeit seitens der Arbeitnehmer voraussetzt, die starken Schwankungen der Nachfrage und des Bedarfs ausgesetzt sind), niedrige Löhne.  

Die Prekarität ist in diesem Sektor sehr hoch, aber sie entspringt nicht der Destabilisierung eines früheren, Schutz bietenden Modells, vielmehr sind wir hier mit dem Aufkommen neuer Berufe konfrontiert, deren Strukturen auf äußerst prekären Arbeitsbedingungen  basieren. 

6. Starkes Splitting des Angebotsstatus (Direkteinstellung, öffentliche Arbeitgeber, gewinnorientierter und gemeinnütziger Privatsektor), was wiederum ein starkes Splitting des Beschäftigungsstatus und der Arbeitsbedingungen mit sich bringt.  

7. Rückgang des öffentlichen Dienstes: schwache Präsenz aufgrund eines stark eingeschränkten Wohlfahrtsstaates (Katalonien) bzw. die Tendenz, die direkte Leitung der Dienstleistungen abzugeben und sich auf eine Planungsfunktion (wie in der Lombardei) oder eine Regulierungsfunktion (eine marktorientierte Regulierung wie heutzutage in Frankreich) zu beschränken.

8. Die Tendenz zur Ausgabe von Schecks für die Vergütung von personenbezogenen Dienstleistungen: z. B. der „Chèque-Emploi Service“ und der „Chèque-Emploi Universel“ in Frankreich, Vouchers in Italien und Schecks in Spanien.   

9. Die Tendenz oder zumindest das Risiko einer Standardisierung der Dienstleistungen in den drei Regionen. 

10. Eine nicht unerhebliche, aber je nach Region zweischneidige Präsenz des gemeinnützigen Sektors: Während die Gewerkschaften in Frankreich global für eine Strukturierung des Angebots durch die Sozialwirtschaft eintreten (auch wenn darauf hingewiesen wurde, dass Gemeinnützigkeit nicht unbedingt für die Qualität der Beschäftigung bürgt), haben sich die gemeinwirtschaftlichen Einrichtungen in Italien weit von ihrem ursprünglichen Ziel entfernt und fungieren heute, indem sie sich auf Ausschreibungen basieren, als Deregulierungs- und Prekarisierungsinstrument der Beschäftigung in diesem Sektor. 

11. Es gibt keine gewerkschaftliche Tradition in diesem Sektor, keine gewerkschaftliche Verankerung und darüber hinaus gewisse Schwierigkeiten, den Arbeitnehmern zu begegnen (gesplittete Arbeitsstellen, kein gemeinsamer Arbeitsplatz) und Ansprüche mit den Arbeitnehmern zu formulieren (geringe berufliche Identität, nicht sichtbare Arbeit). In diesem Zusammenhang belegen die drei Beiträge kleine Fortschritte der Gewerkschaften in diesem Sektor auf lokaler Ebene.  

2/Lösungsansätze

Ich habe während der Gespräche und Beiträge 4 wesentliche Lösungsansätze ausgemacht:

1. Die Entstehung einer beruflichen Identität durch eine kollektive Mobilisierung fördern. Das Beispiel Kataloniens ist aus dieser Sicht sehr anschaulich: drei Kollektivvereinbarungen wurden bereits im Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen ausgehandelt. Diese drei Abkommen sind das Ergebnis massiver Mobilisierungen seitens der Beschäftigten (Streiks und Demonstrationen).  

2. Die Notwendigkeit, die Qualität der Dienstleistung und die Qualität des Arbeitsverhältnisses und der Arbeit zu formulieren. Dies wird insbesondere die Sichtbarmachung dieser Beschäftigungsverhältnisse ermöglichen (durch rechtliche und vertragliche Garantien sowie durch wirtschaftliche und soziale Anerkennung der Berufe dieses Sektors). Es geht darum, die Tatsache zu unterstreichen, dass die Qualität der Leistungen mit der Qualität, der Anerkennung und der Professionalisierung der angebotenen Stellen sowie mit wirksamen Garantien einhergeht. Die Professionalisierung der Arbeitsstellen bietet sich als Lösung gegenüber der Prekarität (man selbst ist nicht prekär, sondern man befindet sich in einem prekären Arbeitsverhältnis) und in einem globaleren Rahmen als notwendige Voraussetzung zur Professionalisierung des Sektors insgesamt an.  

Während heute die freie Wahl des Nutzers und die Diversifizierung des Angebots mit der Zufriedenheit des Kunden gleichgesetzt wird, sollte es sich die Gewerkschaftsbewegung zum Ziel machen, die Qualität der Leistungen mit der Qualität des Arbeitsplatzes gleichzusetzen. Während die liberale Logik Beschäftigte und Nutzer der Dienstleistungen (beispielsweise mit der Idee, dass die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes weniger leistungsfähig sind) zu Rivalen macht, liegt die Herausforderung für die Gewerkschaftsorganisationen darin, sie mit Blick auf das Verhältnis zwischen der Qualität des Arbeitsstelle und der Qualität der Dienstleistung zu verbinden. 

3. Die Notwendigkeit, sich an die öffentliche Hand zu wenden und ein Entwicklungsmodell für personenbezogene Dienstleistungen mit einem stark vertretenen öffentlichen Bereich zu fördern. Diese Idee ist während der gesamten Diskussion immer wieder zur Sprache gekommen, zumal die Art und Weise der Entwicklung in diesem Sektor auf einer gesellschaftlichen, hochgradig politischen Entscheidung beruht : Welchen Platz räumen wir in unserer Gesellschaft den personenbezogenen Dienstleistungen für pflegebedürftige Menschen ein? Wie hoch ist die Vergütung der Beschäftigten, die alte Menschen, Kinder und Behinderte pflegen? 

Man ist sich darüber einig, dass die zentrale Position der öffentlichen Hand in diesem Sektor nicht angefochten werden darf. Es handelt sich jedoch nicht darum, einen einzigen großen öffentlichen Dienst ohne Unternehmen in diesem Sektor zu unterhalten. Es geht vielmehr darum, in erheblichem Maße öffentliche Investitionen in diesem Sektor zu fördern und die Verwendung dieser öffentlichen Mittel zu kontrollieren, um die Strukturierung eines beständigen Angebots, die Qualität, die Professionalisierung und eine korrekte Bezahlung der Arbeit zu gewährleisten. 

4. Die Idee eines territorialen Sozialdialogs wurde angeschnitten, aber nicht richtig ausdiskutiert. Die Notwendigkeit eines Sozialdialogs auf territorialer Ebene zeichnet sich ab, da dieser Bereich auf die bestehenden Berufssparten   übergreift und eine Reihe verschiedener Akteure einer Region anspricht (Unternehmen, öffentliche Verwaltung, öffentliche Finanzgeber, gemeinnütziger Sektor, Arbeitnehmergewerkschaften, Arbeitgeber, Ausbildungseinrichtungen usw.).“

Arbeitskreis Logistik, Thomas Brugnot, Université Lyon 2

„Der Arbeitskreis hat deutlich gemacht, dass trotz der nationalen Besonderheiten die Situation in den vier Regionen viele Übereinstimmungen aufweist. Eine gemeinsame Diagnose erscheint daher notwendig und muss durch binationale oder multinationale Gespräche fortgesetzt werden. Wir wollen im Vorfeld einige Worte zu den Schwierigkeiten sagen, die sich bei einer gemeinsamen Analyse ergeben, bevor wir schwerpunktmäßig die übereinstimmenden Fakten herausstellen, die als Grundlage für gemeinsame gewerkschaftliche Aktionen dienen können.  

Schwierigkeiten der Vergleichsanalyse

Das größte Hindernis bei der Erarbeitung einer Diagnose beruht auf der Verschwommenheit, welche die Logistikbranche umgibt. Ohne uns mit begrifflichen Fragen aufzuhalten, können wir einfach auf die traditionelle Zersplitterung der Branche verweisen. In den einzelnen Ländern gehört die logistische Funktion je nachdem, ob sie Dienstleistungen oder industrielle Aktivitäten betrifft, unterschiedlichen Branchen an, d.h. sie selbst stellt keine eigene Branche dar.    

Außerdem konnten einige nationale Besonderheiten aufgegriffen werden. Ein Beispiel: Während die Vortragenden der Region Rhône-Alpes und der Lombardei eine ähnliche Diagnose vorgestellt haben, unterscheidet sich Italien durch gewisse Arbeitsformen, die auf der anderen Seite der Alpen nicht existieren, wie z.B. die aus Beschäftigten-Teilhabern zusammengesetzten gemeinwirtschaftlichen Einrichtungen. Außerdem sind die Beschäftigungsformen im Logistikbereich in der Lombardei stärker durch die Problematik der Teilzeitarbeit gekennzeichnet, während die Prekarität im Logistikbereich in der Region Rhône-Alpes mehr in der Zeitarbeit angesiedelt ist. 

Gemeinsame Punkte der Analyse

Wir kommen direkt auf die Faktoren der gemeinsamen Diagnose zu sprechen. Die Lage des Logistiksektors in den vier Regionen weist allerdings im Kern einige wesentliche Übereinstimmungen auf:

· Starkes Wachstum des Sektors in den einzelnen Regionen trotz der unterschiedlichen, nicht homogenen wirtschaftlichen Zahlen,

· Eine starke Tendenz zum Outsourcing der Logistikfunktion und Inanspruchnahme von Unterlieferanten,

· Eine massive Prekarisierung der Beschäftigten dieses Sektors, von der einige Kategorien von Arbeitskräften (Frauen, junge Arbeitnehmer, Immigranten) besonders stark betroffen sind,  

· Schwierigkeiten bei der gewerkschaftlichen Organisation der Arbeitnehmer aufgrund der Zersplitterung des Sektors und der extern vergebenen Aufträge. 

Gedankliche Ansätze

 Basierend auf dieser Diagnose wurden einige gedankliche Ansätze erarbeitet:

· Die Zersplitterung des Sektors auf Vereinbarungsebene und die Auftragsvergabe an externe Unternehmen sind dafür verantwortlich, dass die Logistikarbeit und die Beschäftigten nicht sichtbar werden, während ihre berufliche Identität oftmals durchaus den Beschäftigten der Logistikbranche entspricht. Die Gewerkschaftsorganisationen haben daher eine wichtige Aufgabe, die darin besteht, basierend auf der Realität der Arbeit die „Branche neu zu bilden“, um die Zugehörigkeitsverhältnisse zu aktualisieren, die Realität der Prekarität ans Licht zu bringen und die Kräfteverhältnisse in der Kollektivverhandlung wiederherzustellen.

· Arbeitshypothese: Muss in der Frage der gewerkschaftlichen Organisation der Arbeitnehmer im Logistikbereich nicht eine territoriale Gewerkschaftsaktion auf geografischer Ebene vorgesehen werden, um die Beziehungen zwischen Auftraggeber und Unterlieferanten zu erfassen und zu beeinflussen?  

· Es wurde die Frage der Verantwortung seitens der die Aufträge vergebenden Unternehmen hinsichtlich der Arbeitsbedingungen bei ihren Unterlieferanten gestellt. Die Gewerkschaftsorganisationen müssen darauf hinwirken, dass die Auftraggeber in die Verantwortung genommen werden. Die katalanischen Kollegen haben auf die geänderten gesetzlichen Vorschriften hingewiesen, die Verpflichtungen für die Unternehmen im Rahmen der Ausschreibungen und Neuverhandlungen der Verträge vorsehen. Die Gewerkschaftsorganisationen müssen daher ebenfalls versuchen, auf die politischen Instanzen einzuwirken, um eine Verschärfung der Pflichten für die Unternehmen zu erwirken.   

· Die Mitglieder des Arbeitskreises haben ebenfalls die Bedeutung dieser Gespräche für den Aufbau der Gewerkschaftsbewegung unterstrichen. Die Kollegen haben die Situation der in mehreren Ländern präsenten multinationalen Konzerne erwähnt und den geringen Austausch zwischen den Teams, die sich in der gleichen Lage befinden, bedauert. Eine Kollegin hat auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Europäische Richtlinie bezüglich der Betriebsräte heranzuziehen, um diesen Austausch zu verbessern.   

· Ohne den Sinn der Debatten zu verfälschen, können wir abschließend sagen, dass der Gedankenaustausch des Arbeitskreises vielversprechend war, dass eine tiefer gehende Diagnose jedoch mit Sicherheit erforderlich ist, um gemeinsame Ansätze in Bezug auf die gewerkschaftliche Aktion zu erarbeiten.  

Arbeitskreis Tourismus, Sophie Geney, CFDT

„Während des Arbeitskreises erfolgten 3 Präsentationen über die Beschäftigungslage in der Tourismusbranche der einzelnen Länder: Frankreich durch Christian JUYAUX (CFDT Rhône Alpes), Italien durch Gian Marco GILARDONI (CISL Lombardei) und Spanien durch  Joan SAMSO (UGT Katalonien).

Diese Ausführungen haben gemeinsame Interessen und Zielsetzungen auf den Plan gerufen, die kurzfristig umgesetzt werden sollten.  

Christian JUYAUX hat uns eine an Saisonarbeiter in den Regionen Savoie, Isère, Alpes, Hautes Alpes et Pyrénées gerichtete Umfrage vorgestellt, die vergangenen Winter in Form eines Fragebogens durchgeführt wurde und 304 Rückmeldungen hervorgebracht hat. In Frankreich sprechen wir von Saisonarbeit, da diese das überwiegende Beschäftigungsverhältnis in der Tourismusbranche kennzeichnet. Es handelt sich um ein prekäres Arbeitsverhältnis, das sich vom befristeten Arbeitsvertrag unterscheidet, da der Beschäftigte bei Ablauf des Vertrages keine „Prekaritätsprämie“ (10 % seines Bruttoverdienstes) erhält.

An der Erhebung beteiligten sich überwiegend Männer, von denen 81 % unter 35 Jahre alt und 2/3 alleinstehend sind. 65 % arbeiten seit weniger als 5 Jahren in der Branche. Ein großer Teil der befragten Personen (86 %) möchte am Ende der Saison entweder arbeiten oder eine Ausbildung machen.

41 % der befragten Beschäftigten beziehen Arbeitslosenunterstützung, wobei jedoch nicht alle Stunden berücksichtigt werden. Es handelt sich hier um die sogenannte „Grauarbeit“. 

In Frankreich gibt es einige Ausbildungsmaßnahmen, wie z.B. die „Überprüfung des Kenntnisstands“,  die 41 % der Befragten nicht bekannt ist, sowie die qualifizierende Anerkennung beruflich oder außerberuflich erworbener Kompetenzen (VAE), die 57 % der Befragten unbekannt ist. Diese Zahlen belegen die Unzulänglichkeit der Ausbildung in der Tourismusbranche. Die Beschäftigten der Branche beklagen sich in der Regel nicht übermäßig über die Arbeitsbedingungen, aber ein hoher Anteil der Männer in diesem Sektor ist mit Schwierigkeiten konfrontiert. Eine Saison dauert wie auch in den anderen Partnerländern durchschnittlich 4 bis 5 Monate. Wenn man diese Beschäftigten nach ihren Wünschen zur Verbesserung ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen befragt, werden folgende Bereiche genannt: 

-Wohnung,

-Begleitung bei der Arbeitssuche,

-Garantie besserer Arbeitsbedingungen ohne Risiko seine Arbeit zu verlieren.

Diese dritte Antwort erinnert uns daran, dass nur 5 % dieser Beschäftigten einer Gewerkschaft angehören und 20 % eine Mitgliedschaft ins Auge fassen. Hier ist noch ein großes Stück Arbeit zu leisten.

Gian Marco GILARDONI hat in seinen Ausführungen eine Beobachtung bezüglich der interregionalen Arbeit aufgegriffen.

Zwischen der Schweiz, Frankreich und Italien pendeln über 200.000 Grenzarbeiter. Das Problem der Arbeitsmobilität hat seinen Ursprung in den bilateralen Übereinkommen von Juni 2002, durch die der freie Personenverkehr eingeführt wurde. Seit 2002 hat sich die Grenzarbeit stark verändert, denn die Zeitarbeitsfirmen in der Schweiz können seither französische und italienische Arbeitskräfte anwerben, was allerdings nicht auf Gegenseitigkeit beruht.   

Der Status des Saisonarbeiters wurde abgeschafft. In der Schweiz gibt es keinen Kollektivvertrag, der die Zeitarbeitsfirmen einschließt. Die italienischen und französischen Arbeitskräfte werden durch die von den Schweizer Agenturen angebotenen Löhne angelockt, wobei diese jedoch weit unter den Schweizern gezahlten Löhnen liegen. Es entwickelt sich ein regelrechtes Lohndumping! In der Schweiz gibt es keinen gesetzlich garantierten Mindestlohn, so dass  Löhne und Arbeitsbedingungen nach unten gedrückt werden. Auch die Diplome und beruflichen Qualifikationen werden in der Schweiz nicht anerkannt. Nach bestandener Lehrabschlussprüfung erhält man in Frankreich ein Abschlusszeugnis, während in Italien keine berufliche Qualifikation verliehen wird. Zahlreiche Instrumentarien haben den gleichen Namen aber nicht den gleichen Inhalt, was für die Grenzarbeiter ein Problem darstellt. 

In Italien gibt es die Zeitarbeit erst seit 1996 und dank der Gewerkschaftsorganisationen wurde diese Art von Arbeitsverhältnis 1998 durch einen Tarifvertrag reglementiert. Es wurden drei bilaterale Organisationen eingerichtet, die sich mit der Grundausbildung, der Fortbildung und dem Training-on-the-job befassen und den Schutz der Zeitarbeitskräfte bei einem Arbeitsunfall usw. garantieren.

Die Gegebenheiten in der Schweiz sind in jeder Hinsicht anders, da die Schweiz nicht Mitglied der Europäischen Union ist, auch wenn sie die Europäischen Richtlinien durch die Unterzeichnung bilateraler Abkommen beachten muss. “Ein regelrechter Dschungel”.

Die Gewerkschaften planen die Ausarbeitung eines Kollektivvertrags, um das Risiko des Lohndumpings und der Nichtabführung von Sozialabgaben einzudämmen.

Die Gewerkschaftsorganisationen setzen sich für die Einführung eines Fortbildungssystems, sozialer Mindestleistungen und eines Gesundheitsschutzes ein, denn in der Schweiz wird beispielsweise die Mutterschaft wie eine Krankheit behandelt ! Das angestrebte Ziel ist eine Verbesserung der Tourismusbranche und der Qualität des Beschäftigungsverhältnisses durch die Einführung von interregionalen Arbeitsgruppen, die in der Lage sind, die Herausforderungen zu verstehen, die Prekarität einzudämmen, Ausbildungen anzuerkennen und sich neuen Märkten zu öffnen,  indem sie sich als ein Akteur darstellen und mit einer Stimme sprechen. Der Tourismus muss sich als Systemtourismus verstehen, der in seinem Produkt- und Leistungsangebot eine öffentliche und eine private Maßnahme umsetzt, ohne dabei die Umweltkomponente zu vergessen.  

Joan SAMSO hatte im Vorfeld erklärt, dass der Tourismus in Katalonien durch gewisse Faktoren bestimmt wird. In Spanien zählt der Tourismus zum Dienstleistungsbereich.  In den vergangenen Jahren haben die Institutionen eine Veränderung des Tourismusmodells, das sich ausschließlich mit dem Sommer- sprich Badetourismus befasst, zur Aufgabe gemacht. Die Gewerkschaftsorganisationen setzen auf die Entwicklung eines neuen Tourismus mit kulturellen und umweltorientierten Angeboten, der ebenfalls eine Orientierung zum Landtourismus ermöglicht.  

Aus struktureller Sicht hat sich die Bevölkerung in Katalonien in den letzten 10 Jahren um 1 Million Einwohner erhöht, wobei es sich mehrheitlich um ausländische Personen handelt. Auf dem Arbeitsmarkt orientieren sich die Einheimischen eher in Richtung Industrie und Dienstleistungen, während sich die durch die Sprachbarriere benachteiligten Immigranten dem Baugewerbe (Herkunft: Nord- und Südafrika, Osteuropa) und andere dem Tourismus (überwiegend aus Lateinamerika stammende Einwanderer) zuwenden. Der Tourismus macht in Spanien 11 % des BIP aus. Spanien, genauer gesagt Katalonien verfügt über ein bedeutendes kulturelles Angebot wie z.B. die „Sagrada Familia“, Cadaques und andere weniger bekannte Orte, an denen Ferienhäuser und Pensionen noch entwicklungsbedürftig sind.

In Spanien sind überwiegend Männer (61 %) und vor allem junge Leute im Tourismus tätig, die als Saisonarbeiter beschäftigt werden. Vor der Krise lag die Arbeitslosigkeit zwischen 6 und 7 %. Mit den steigenden Umstrukturierungen besteht heute die Gefahr, dass sich die Tendenz umkehrt. Die Beschäftigung von Einwanderern ist enorm hoch in der Tourismusbranche, was zulasten der Ausbildung und somit zulasten der Beschäftigung und der Qualität des touristischen Angebots geht.  

Schlussfolgerung:

Die Prekarität der Beschäftigten in der Tourismusbranche steigt seit einigen Jahren sprunghaft an. Die Arbeitsverträge sind von kürzerer Dauer und die Zahl der unbefristeten Verträge nimmt ständig ab. Es werden mehr und mehr vielseitige Kompetenzen und paradoxerweise geringere Qualifikationen verlangt. Wir müssen dem Rückzug des Staates aus der Sozialpolitik der Tourismusbranche entgegenwirken.  

Weitere Punkte, über die man sich in diesem Arbeitskreis einig war, ist der Wunsch, die Qualität des Tourismus und der Beschäftigung im Tourismus durch die Professionalisierung, d.h. durch den Ausbau der Kompetenzen und die Vereinheitlichung oder Anerkennung der Diplome zu verbessern. Dieses Ziel ist an den Sozialdialog (oder Bilateralität oder interregionale Steuerung, diese 3 Begriffe beinhalten das Gleiche, aber die beiden letzteren werden von den Italienern häufig gebraucht) gekoppelt und soll zu Arbeitskreisen zur Umsetzung konkreter Maßnahmen führen. Die Partner möchten die Sicherheit der beruflichen Laufbahn bzw. die „Flexicurity“ (Italien) erhöhen oder für die Perioden, in denen nicht viel Betrieb ist, eine Unterstützung durch Ausbildung gewährleisten: qualifizierende Anerkennung beruflich oder außerberuflich erworbener Kompetenzen (VAE), Prüfung des Kenntnisstands oder Einführung einer Berufslaufbahn. Die geografische und berufliche Mobilität muss auf jeden Fall verhandelt werden, bevor sie von der Regierung ins Spiel gebracht wird. Die Partner müssen sich mit diesen wichtigen Fragen beschäftigen, um die Prekarität einzudämmen und somit die Tourismusbranche zu verbessern und eine nicht prekäre Beschäftigung zu gewährleisten. 

Während dieses Arbeitskreises wurde eine Bestandsaufnahme gemacht und festgestellt, dass die Bestrebungen sich ähneln. Wir haben die für diese Gruppenarbeit gestellten Fragen beantwortet mit Ausnahme der letzten (Soll die Problematik der Ausbildungstechniken in Absprache mit den öffentlichen Ausbildungs- und Beschäftigungsinstanzen angegangen werden? Möchte man letztendlich auf lokale Übereinkommen hinsichtlich der Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik mit dem Öffentlichen Dienst und den Arbeitgeberverbänden hinarbeiten? Wären wir bereit, formelle Partnerschaften zur Lösung dieser Probleme einzugehen?). Es bleibt also die Einführung einer konkreten Maßnahme.”

Arbeitskreis Kompetenzzentrum, Gérard Chabert, C2R-CFDT

„Dieser Arbeitskreis hat sich mit 4 Aufgaben befasst:

1- Die Wahrnehmungen der einzelnen Personen in Bezug auf die neue Generation der Wissenschaftszentren in den europäischen Regionen schildern,

2- Die sozialen und wirtschaftlichen Merkmale dieser Zentren beschreiben,

3- Die Formen der Prekarisierung der Beschäftigten in diesen Kompetenzzentren, die Ausbildungs- und Forschungsstrukturen hinterfragen. Unterscheiden sie sich von denen anderer Branchen oder sind sie diesen ähnlich? 

4- Auf der Grundlage dieser Feststellungen gemeinsame Vorschläge und eine Strategie erarbeiten.

Dieser Bericht gibt einen Gesamtüberblick der vier während des Arbeitskreises dargelegten regionalen Gegebenheiten und unterbreitet abschließend die von den Teilnehmern erarbeiteten Vorschläge.

Kompetenzzentren in Frankreich

Ursprüngliches Ziel:

· Sich für eine Strategie des europäischen Wettbewerbs einsetzen, 

· Eine positive Dynamik schaffen, um die Risiken der Entindustrialisierung und der Verlagerungen einzudämmen,

und zwar auf einer angemessenen geografischen Ebene. 

Inspiriert vom nordamerikanischen Modell (Kalifornien, Silicon Valley) wird die Innovation von regionalen, aber nach außen geöffneten Netzwerken von Unternehmen, Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen betrieben. Die industrielle und technologische Innovation ist der Schlüssel für Wettbewerb, nachhaltige Entwicklung und Beschäftigung.  

In der Praxis wird die Beschäftigungskomponente nicht berücksichtigt und die Gewerkschaftsorganisationen sind aus der Führung der Kompetenzzentren ausgeschlossen.  

Die Umsetzung dieser Politik hat zur Entstehung von 70 Zentren geführt, von denen 15 in der Region RA angesiedelt sind. Bei 6 Kompetenzzentren handelt es sich um internationale Einrichtungen und 10 haben eine internationale Ausrichtung. Im Zeitraum 2006-2008 belaufen sich die öffentlichen Investitionen auf 1,5 Milliarden Euro in Form von Subventionen, Darlehen und Steuererleichterungen. Bei gewissen Kompetenzzentren beinhaltet die Finanzierung auch regionale Mittel. In der Region Rhône-Alpes belaufen sich die öffentlichen Finanzierungen durchschnittlich auf 55 bis 65 %. Es wird darauf hingewiesen, dass die Übereinkommen zwischen den Kompetenzzentren und den öffentlichen Geldgebern die Einbeziehung der Sozialpartner in ihre Leitung vorsieht, aber nicht zwingend vorschreibt. Die Leitung jedes Kompetenzzentrums wird durch eine eigenständige Struktur gewährleistet, wobei es sich in den meisten Fällen um eine Vereinigung handelt. 

Schwächen und Grenzen des französischen Systems:

· Vermehrung der Kompetenzzentren zulasten ihres Potenzials

· Spezialisierung auf gewinnbringende Branchen: ICT, Energie, Gesundheit, Luftfahrt

· Fehlende Strategie in Bezug auf Sozialpolitik und Personalführung 

· Welche langfristige Bewertung?

Die Entwicklung der Prekarität im Bildungswesen und in der Forschung in Italien 

Der umfassende Einsatz von Standardtechnologien in den Produktionsprozessen lässt der Arbeit nur die eine Möglichkeit, die Produktionskosten insbesondere durch die Verlagerung in Billiglohnländer zu reduzieren. Allmählich entwickelt sich die prekäre Beschäftigung in Bereichen, die von Betriebsverlagerungen nicht betroffen sind (z. B. durch Senkung der öffentlichen Ausgaben : Steuern, Sozialabgaben).

Beispiel der weiterführenden Bildung und Forschung in Italien.

1990 besuchten 40 % einer Altersklasse eine Hochschule oder Universität. Heute sind es über 60 %. Diese Entwicklung hat praktisch zu einer Verdoppelung der Beschäftigten innerhalb von 20 Jahren geführt. Diese Entwicklung wurde von dem Bestreben um Senkung der Personalkosten begleitet, was in dem Erscheinen von „Beschäftigten ohne Aufgabe“, d.h. von Prekarität bedrohten Arbeitnehmern niedergeschlagen hat. Sie sollen ungefähr die Hälfte der 100 000 in den italienischen Universitäten arbeitenden Personen ausmachen. Die Einstellungsregeln haben sich ebenfalls geändert, sie wurden auf die jeweiligen Universitäten übertragen. Diese Entwicklungen ermöglichen eine Senkung der Lohnkosten. 

Cluster in Katalonien

Das katalanische Bildungssystem ist mit einer erheblichen Schwierigkeit konfrontiert:  30 % der Schüler verlassen die Schule vor dem Abschluss der Sekundarstufe I (entspricht in Frankreich dem Abschluss des Collège). Sie machen eine beruflich orientierte Ausbildung, die kein sehr hohes Ansehen genießt. Die Verbesserung der beruflichen Ausbildung ist eines der vordringlichsten Ziele:

· für die Jugendlichen selbst, um ihre berufliche Eingliederung und ihren beruflichen Erfolg zu sichern,

· für die Unternehmen und somit für die Cluster, denen es an qualifizierten Arbeitskräften fehlt. 

Die Cluster in Katalonien entfalten sich, indem sie regionale Entwicklung und industrielle Wettbewerbsfähigkeit kombinieren. Der Ausbau der gehobenen Berufsausbildung stellt einen Motor für die Entfaltung der in den Clustern vertretenen Branchen (Weinindustrie, Fleischindustrie, Möbelindustrie, audiovisuelle Industrie, Pharmaindustrie und Tourismus) dar.  

Die Institute für Technologie in Deutschland

Ihnen gehören Universitätszentren, Unternehmen und große Forschungseinrichtungen an. 

Ihr Ziel ist die Rationalisierung der Forschung in Zeiträumen von 3 bis 5 Jahren und die Dynamisierung des Industrienetzes einer Region - insbesondere in den östlichen Bundesländern - durch Anziehen von Investitionen. 

Deutschland profitiert von mehreren positiven Faktoren:

· Die F&E hat einen hohen Stellenwert in der Privatwirtschaft.

· Deutschland ist ein föderalistischer Staat, was die regionale Entwicklung begünstigt. 

· Der Sozialdialog verläuft friedlich und die Personalvertretungsinstanzen (die sich von den Gewerkschaften unterscheiden) haben die Aufgabe, die Umsetzung der sozialen Regelungen zu überwachen. 

Im Universitäts- und Forschungsbereich hat sich die Prekarität bereits vor der Entstehung der Technologiebranchen bemerkbar gemacht. Auf fünf Jahre befristete Arbeitsverträge für Forscher und Techniker können ohne Einschränkung verlängert werden. Es hat sich eine Kategorie junger, nicht verbeamteter Professoren herausgebildet. Die sozialen Errungenschaften für Doktoranden wurden reduziert  (Abschaffung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung) und Dienstleistungsarbeiten wurden an private Unternehmen (Instandhaltung, Computerwartung usw.) vergeben. Die Forschungsinstitute sind in einen Globalisierungsprozess eingebunden. Sie treffen Übereinkommen mit Schwellenländern, die es ermöglichen, Forscher aus diesen Ländern zu holen, die nach dem Standard ihrer Herkunftsländer bezahlt werden mit der Rechtfertigung: “Durch diese Einsparungen können wir mehr Forschung betreiben.” 

Vorschläge

In diesem Arbeitskreis zur Diskussion vorgeschlagene Lösungsansätze:

1/ Die öffentliche Finanzierung der (europäischen und nationalen) Kompetenzzentren sieht vor, dass die Gewerkschaften in die Erarbeitung der Forschungs- und Innovationsprogramme sowie in die Überwachung ihrer Umsetzung einbezogen werden müssen. Es muss eine wirkliche Beteiligung der Gewerkschaften erreicht und die Frage der Sozialcharta gestellt werden.  

2/ Die Gebietskörperschaften sind in Bezug auf die gemeinsame Nutzung der Mittel betroffen. Es sollte eine Zusammenarbeit mit ihnen im Hinblick auf soziale Innovationen angestrebt werden. 

3/ Die Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaften des Forschungsbereichs auf europäischer Ebene (bereits von 4 Ländern aufgenommen) muss gefördert werden, um auf die Erarbeitung europäischer Standards Einfluss zu nehmen.  

4/ Bei den Gewerkschaftsorganisationen der vier Motoren muss ein gemeinsames Verständnis mit vergleichbaren Informationen bezüglich der Entfaltung der Kompetenzzentren entwickelt werden. Ferner sollte ein Austausch über gute Praxisbeispiele in jeder Region stattfinden. Dieser Austausch von Information sollte regelmäßig stattfinden (Begegnungen, kleine Zeitung usw.).

